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Vorblatt 


Zollverwaltungsabkommen mit Spanien 
(Schriftlicher Bericht des Finanzausschusses) 


A. Problem 

Um eine Rechtsgrundlage für die im Interesse beider Staaten 
erforderliche gegenseitige Unterstützung der beiderseitigen 
Zollverwaltungen zu schaffen, ist die Ratifizierung eines ent- 
sprechenden Vertrages erforderlich. 


B. Lösung 

Die Zusammenarbeit der Zollverwaltungen erhält eine Rechts- 
grundlage auf der Grundlage der Gegenseitigkeit. 


C. Alternativen 

Keine. 


D. Kosten 

Keine. 
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über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zu dem Vertrag vom 27. November 1969 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und dem Spanischen Staat über die 
gegenseitige Unterstützung ihrer Zollverwaltungen 

. — Drucksache VI/1240 — 


A. Bericht des Abgeordneten Porzner 


Der Gesetzentwurf wurde dem Ausschuß in der 
72. Sitzung des Deutschen Bundestages am 14. Ok- 
tober 1970 zur Beratung überwiesen. Der Ausschuß 
hat die Vorlage in seiner Sitzung am 5. Novem- 
ber 1970 behandelt. 

Der zur Ratifizierung anstehende Vertrag mit Spa- 
nien hat eine Verbesserung der gegenseitigen Unter- 
stützung der beiderseitigen Zollverwaltungen zum 
Ziel. Die zunehmenden wirtschaftlichen Verflech- 
tungen beider Länder und der ständig steigende 
Warenaustausch machen auch eine enge und ver- 
trauensvolle Zusammenarbeit der Zollverwaltungen 
der Vertragsstaaten erforderlich, um Zuwiderhand- 
lungen gegen die Zollgesetze verhindern, ermitteln 
und verfolgen zu können. Eine solche Zusammen- 
arbeit dient nicht nur den fiskalischen Interessen, 
sondern zugleich den berechtigten Belangen der ge- 


werblichen Wirtschaft und der Landwirtschaft, weil 
illegale Einfuhren geeignet sind, den loyalen Wett- 
bewerb zu beeinträchtigen. 

Die Empfehlung des Rates für die Zusammenarbeit 
auf dem Gebiete des Zollwesens vom 5. Dezember 
1953 über gegenseitige Verwaltungshilfe (Bundes- 
gesetzbl. 1959 II S. 1501), die auch Spanien ange- 
nommen hat, ist auf eine weltweite Zusammen- 
arbeit zugeschnitten und sieht nur beschränkte Un- 
terstützungsmöglichkeiten vor. Um eine Rechts- 
grundlage für die im Interesse beider Staaten erfor- 
derliche gegenseitige Unterstützung der beiderseiti- 
gen Zollverwaltungen zu schaffen, war der Abschluß 
des Vertrages erforderlich. Der Vertrag wurde am 
27. November 1969 in Madrid unterzeichnet. 

Der Finanzausschuß billigt einmütig das vorlie- 
gende Abkommen. 


Bonn, den 9. November 1970 


Porzner 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksadie ^1/1240 — unver- 
ändert anzunehmen. 


Bonn, den 9. November 1970 


Der Finanzausschuß 

Dr. Sdimidt (Wuppertal) Porzner 

Vorsitzender Berichterstatter 
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